


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am Donnerstag, dem 13. Dezember 1990 

Rathaus, Ratssaal 





Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.14 Uhr




                          Ende: 20.56 Uhr

Sitzungsunterbrechung:

15.48 Uhr bis 16.20 Uhr

17.35 Uhr bis 17.50 Uhr

Vorsitzende/r :

Stadtpräsidentin Reyer 



1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers

Ratsmitglieder :

Frau Aschmoneit-Lücke, Biallowons, Breitkopf, 

Diekelmann, Diesel, Diester, Dittrich, Finger, Gebhardt, Gerdau, Dr. Graner, Dr. Haass, 

Frau Hanowski-Zabel, Frau Jöhnk, Johanning, Kaiser, Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Kühl, Kühlmorgen, Frau Lange, Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Löwner, Moriz, Nieländer, 



Frau Nitschke-Frank, Frau Pfitzner, Plath, 

Frau Potjans, Raupach, Dr. Reimers, Frau Reyer, Rogacki, Frau Schalow, Schmidt-Brodersen, Schultz, Frau Siebke, Silz, Sonderfeld, Stein, Tewes, Tovar, Voigt, Frau Volquartz, Witt, Wulff, Wunder

Anwesende hauptamtliche  

Magistratsmitglieder:

Stadtbaurat Dr. Flagge,

Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es fehlen entschuldigt:   
Gebhardt, Frau Lange, Moriz, Stein

Außerdem sind anwesend:   
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und 

weitere Mitarbeiter/innen 
der Landeshauptstadt Kiel 

1.  Schriftführer/in:

Ratsfrau Schalow



Ratsherr Kühlmorgen

2.  Schriftführer/in:

Ratsherr Wulff



Ratsherr Gerdau



Ratsfrau Volquartz

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:

Herrn Thode 

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und teilt mit, daß sich 4 Ratsmitglieder entschuldigt und 2 weitere Ratsmitglieder mitge​teilt haben, daß sie später kommen werden, so daß zu Beginn der Sitzung 43 und später 45 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Sie teilt mit, daß ein Fotograf im Auftrag des Presseamtes für die Broschü​re "Endgültiger Beschluß: Ratsversammlung" während der Sitzung Aufnahmen macht.


Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.


Sie begrüßt eine 10. Klasse der Freiherr-vom-Stein-Realschule mit ihrem


Lehrer Albrecht Kempe, die als Gäste an der Sitzung teilnehmen.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) würdigt sodann die Verdienste von Ratsherrn Rolf Johanning, der aus der Ratsversammlung ausscheidet, und Bürgermeister Wolfgang Hochheim, der im Januar in Pension geht.

Ratsherr Johanning gehört über 20 Jahre der Ratsversammlung an, war von 1972 bis 1976 Dezernent für Kriegsopfer und Behinderte, von 1976 bis 1978 Dezernent für Auslandsbeziehungen und Bevölkerungskontakte, von 1978 bis 1982 Stadtpräsident und von 1982 bis 1990 Kulturdezernent.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) teilt mit, daß Anfang 1991 ein offizieller Ab​schiedsempfang für Ratsherrn Johanning stattfinden wird. Statt eines Ab​schiedsgeschenkes in der Ratsversammlung ist auf Wunsch von Herrn Johanning eine Spende für die notleidenden Kinder in Tschernobyl überwiesen worden.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) kündigt an, daß Frau Ursula Schuckenböhmer, die bereits in der vergangenen Wahlperiode der Ratsversammlung angehörte, nachrücken wird.

Bürgermeister Wolfgang Hochheim, der heute wegen dienstlicher Verpflichtun​gen in Stralsund nicht anwesend ist, gehört ebenfalls zu den langgedienten Kommunalpolitikern. Er gehört 15 Jahre der Ratsversammlung und 12 Jahre als hauptamtliches Mitglied und Bürgermeister dem Magistrat an.

1966 war er Dezernent für Vertriebene, 1966 bis 1978 CDU-Frationsvorsitzen​der, danach kurze Zeit Dezernent für Auslandsbeziehungen und Bevölkerungs​kontakte und seit dem 10. Januar 1979 Bürgermeister und Stadtkämmerer.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) teilt mit, daß anläßlich der Pensionierung von Bürgermeister Hochheim am 9. Januar 1991 ein offizieller Abschiedsempfang stattfindet.

Abschließend teilt Stadtpräsidentin Reyer (SPD) mit, daß Frau Heidrun Bock​meyer aus dem Hauptamt, die längere Zeit für die Selbstverwaltung tätig war und Protokoll in der Ratsversammlung geführt hat, zum Jahresbeginn 1991 im Rechnungsprüfungsamt eine neue Aufgabe übernimmt.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) dankt ihr für die Zusammenarbeit und teilt mit, daß Frau Bockmeyer, die nicht an dieser Sitzung der Ratsversammlung teilnehmen konnte, ein Blumengruß überreicht worden ist.

2. Bürgeranfragen 

a)  Freigabe Kieler Einbahnstraßen für                       - Drs. 865 -



Fahrradfahrer in Gegenrichtung

Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Stephan Zelewski vor:


Sehr geehrte Frau Reyer!

Hiermit bitte ich Sie, folgende Bürgerfrage zur Ratsversammlung am


13.12.90 zuzulassen.


Ich frage den Magistrat der Stadt Kiel:

1. Für welche Einbahnstraßen in Kiel besteht die Möglichkeit, sie so herzurichten, daß sie für Fahrradfahrer in Gegenrichtung freigegeben werden können, und welche Maßnahmen und Finanzmittel sind dafür er​forderlich?

2. Welche Schwierigkeiten haben bisher dazu geführt, daß diese Maßnah​men in Kiel bis auf eine mir bekannte Ausnahme nicht ergriffen wor​den sind?


Begründung: 

Um die ohnehin schwierige Situation der Fahrradfahrer in der Stadt zu verbessern, ist es notwendig, unnötige Umwege abzuschaffen, weil sie den Radfahrer wesentlich stärker treffen als den motorisierten Ver​kehrsteilnehmer. Die Freigabe der Einbahnstraßen in Gegenrichtung kann gleichzeitig als Ausbau des Radwegnetzes angesehen werden. Als konkrete Beispiele möchte ich die Einbahnstraßen Jungfernstieg, Düppelstraße und Geibelallee nennen, in denen es sich anbietet, sie für Radfahrer in Ge​genrichtung freizugeben.

Bisher mußte ein Radfahrer durch die Einbahnstraßenregelung bedingt größere Umwege in Kauf nehmen, oder, als Alternative, auf dem Gehweg entgegen der Einbahnstraßenrichtung "schieben".

In anderen Städten, wie z. B. in Lübeck oder Münster, wurden Einbahn​straßen schon sehr viel häufiger für Radfahrer geöffnet. Dort haben sich diese Umbauten in der Praxis bewährt.


Mit freundlichem Gruß


Stephan Zelewski

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats. Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder​schrift enthalten.

Herr   Z e l e n s k i   bittet zusätzlich um Beantwortung, ob, wenn in Tempo-30-Zone künftig ganz auf Einbahnstraßen verzichtet werden soll, auch die Straße Jungfernstieg wieder in beide Richtungen für Radfahrer freigegeben werde. Dann aber sei der geschehene Umbau zuungunsten der Radfahrer nicht zu verstehen.


Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) sagt hier eine Prüfung zu.


Kenntnis genommen.

b) Planung Mühlenweg-Autobahn                        - Drs. 913 -


Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Manfred Zimmermann vor:


Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin Reyer,

wir als Bürgerinitiative "Rückplanung Mühlenweg-Autobahn" bitten im

Rahmen einer Bürgeranfrage um die Beantwortung folgender Fragen:

1. Auf welchen Teilabschnitten und auf welcher Gesamtlänge ist beab​sichtigt, die Mühlenweg-Autobahn faktisch achtspurig auszubauen (einschließlich der Stand- und Einfädelungsspuren bei Kreuzungsbau-




werken)?

2. Welche grundsätzlichen Möglichkeiten bestehen für die Stadt Kiel und für die Fraktionen der Ratsversammlung, auf eine Überplanung der noch nicht fertiggestellten Abschnitte der Mühlenweg-Autobahn im Hinblick auf Spurenreduzierung bzw. Reduzierung der Straßengesamt​breite hinzuwirken bzw. Einfluß zu nehmen?

3. Wie hoch belaufen sich die Gesamtkosten der noch nicht fertigge​stellten Abschnitte der Mühlenweg-Autobahn, und in welcher Höhe könnten bei Ausführung einer Lösung mit geringerer Straßenbreite (im Sinne der Frage 2) Einsparungen erzielt werden?



Begründung: 

Wir als Bürgerinitiative möchten mit der Bürgeranfrage erreichen, daß im Hinblick auf die noch nicht realisierten Bauabschnitte der Mühlen​weg-Autobahn zu der Überplanung durch die Ratsversammlung Stellung be​zogen wird mit dem Ziel, eine kleinere Lösung, eine sozialverträgliche​re und kostengünstigere Lösung (wenigstens in den achtspurigen Teilbe​reichen) anzustreben. Der GVP und der Ratsbeschluß von 1985 geben als Planungsvorgabe für die Mühlenweg-Autobahn vier Spuren vor. Wir gehen zumindest davon aus, daß diese Rahmenvorgabe auch eingehalten wird und nicht durch freie Interpretationen der verantwortlichen Planungsbehörde eine nicht abgestimmte Erweiterung erfahren wird.



Mit freundlichem Gruß



Manfred Zimmermann



Stadtbaurat   Dr. F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magi-



strats.



Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder-



schrift enthalten.

Herr   Z i m m e r m a n n   fragt an, ob die jetzige Planung der Auto​bahn noch auf der Basis einer mittleren Geschwindigkeit von 120 km/h beruhe.

Stadtbaurat   Dr. F l a g g e   antwortet, daß die Designgeschwindig​keit keinen Einfluß auf die Querschnittsbreite der Straße habe.


- Kenntnis genommen -

3. Genehmigung der Tagesordnung


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung und


das Beratungsmaterial rechtzeitig zugestellt worden sind.

Unter Bezug auf die Beschlüsse im Ältestenrat vom 5. Dezember 1990 weist sie darauf hin, daß die Redezeit grundsätzlich auf 5 Minuten, bei Mittei​lungen auf 3 Minuten begrenzt wird. Die Hauptrednerinnen oder Hauptredner zu einem Antrag oder zu einer Vorlage können bis zu 10 Minuten reden.


Es wird zustimmend Kenntnis genommen.


Mit einer Zusammenstellung, die diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet ist,


wurde weiteres Beratungsmaterial auf den Tisch gelegt.


Aus der gestrigen Magistratssitzung haben sich folgende Änderungen ergeben:


Die Kleine Anfrage


zu Punkt 39 b) (ursprünglich 36. b)                   - Drs. 931 -





- Austausch PCB-haltiger Leuchtstoff-






lampen in öffentlichen Gebäuden

kann heute noch nicht beantwortet werden.

Da nichts anderes beantragt wird, wird sie nach der Geschäftsordnung schriftlich beantwortet.

Die Beratungen in der gestrigen Magistratssitzung haben außerdem ergeben, daß für folgende Punkte keine Vorlagen zur Ratsversammlung vorliegen und diese Punkte deshalb heute nicht zur Beratung anstehen:

Punkt 9.  - Bebauungsplan Nr. 824 für das             - Drs. 787 


​Baugebiet Kiel-Projensdorf ...


Vertagt

Punkt 13. - 92. Änderung des Flächennutzungsplanes    - Drs. 889 -


- Fassung 1970 - für den Bereich Kiel-


Neumühlen-Dietrichsdorf ...


Zurückgestellt, bis die Ausschußberatungen abgeschlossen sind.

Punkt 14. - Bebauungsplan Nr. 650 für das Baugebiet   - Drs. 890 


​Kiel-Dietrichsdorf zwischen Schönkirche-


ner Straße 77 und 102 ...


Zurückgestellt, bis die Ausschußberatungen abgeschlossen sind.

Punkt 3.  - Nichtöffentliche Sitzung - Vertragsan-    - Drs. 871 


​gelegenheit


Zurückgestellt.

Stadtpräsident   R e y e r   (SPD) teilt weiter mit, daß der

Punkt 8. g) - Bleiberecht für einen politischen       - Drs. 880 


​Flüchtling

aufgrund der Beratungen im Magistrat aus Gründen des Personen- und Daten​schutzes im nichtöffentlichen Teil behandelt werden soll. Er wird vor Punkt "Verschiedenes" eingeordnet.

Um die Beratungen zu straffen, schlägt Stadtpräsidentin Reyer vor, die Mit​teilung zu
6. a) - Errichtung einer dritten Gesamtschule in Kiel - und den

Antrag der SPD-Ratsfraktion zu Punkt 8. f) - Errichtung einer dritten Ge​samtschule - Drs. 876 - gemeinsam zu behandeln, und zwar bei Punkt 6. a) und dort auch über den Antrag zu beschließen.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) teilt weiter mit, daß sie die Punkte 8. d)

- Drs. 875 - und 8. e) - Drs. 912 - gemeinsam aufrufen wird.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) weist darauf hin, daß sie den Punkt "Vereidi​gung eines hauptamtlichen Magistratsmitglieds" aufgrund des Antrags des Personaldedzernenten neu in die Tagesordnung aufgenommen hat. Die Vereidi​gung soll vor dem Punkt "Anträge der Fraktionen" als Punkt 7. II. erfolgen.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) weist darauf hin, daß es sich bei allen nach​gereichten Anträgen und Vorlagen um dringende Angelegenheiten handelt, zu deren Anerkennung eine 2/3-Mehrheit erforderlich ist.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) und Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) erklären für die SPD Ratsfraktion und die CDU-Ratsfraktion, daß sie der Dringlichkeit bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen zustimmen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt fest, daß damit eine 2/3-Mehr​heit der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder für alle dringlichen Vorlagen und Anträge gegeben ist und sie damit in die Tagesordnung aufgenommen wer-

den.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) fragt, ob weitere Änderungs- und Ergänzungsan​träge vorliegen.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) bezieht sich auf § 12 (9) der Ge​schäftsordnung für die Ratsversammlung und vertritt die Auffassung, daß der Antrag zu Punkt 8. f) - Errichtung einer dritten Gesamtschule - Drs. 876 ​rechtlich nicht zulässig ist, da dieser Antrag bereits durch Beschlußfas​sung in der Sitzung der Ratsversammlung am 11. Oktober 1990 erledigt ist.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) widerspricht für die Antragsteller und weist darauf hin, daß aus Sicht der SPD-Ratsfraktion "neue Gesichtspunkte" vorliegen.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) schließt sich der Meinung von Stadtrat Diekelmann an. Eine Differenzierung zwischen Grund​satzbeschluß und nachträglicher Bekräftigung sei rechtlich nicht zulässig.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) weist darauf hin, daß die heutige Bera​tung zu diesem Punkt verspätet und damit überflüssig sei. Die Stellungnah​men hätten laut Auskunft von Staatssekretär Dr. Richter bis deutlich vor dem 01.12.1990 vorliegen müssen. Neue Gesichtspunkte könnten damit nicht mehr fristgerecht nachgereicht werden.

Anschließend unterbricht Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) die Sitzung und beruft den Ältestenrat ein.

Nach Wiedereröffnung der Sitzung teilt Oberbürgermeister

L u c k h a r d t   (SPD) auf Bitten von Stadtrat   D i e k e l m a n n  (CDU) mit, daß der SPD-Antrag zu 8. f) - Errichtung einer dritten Gesamt​schule - Drs. 876 - zulässig ist, da die in § 12 (9) der Geschäftsordnung für die Ratsversammlung geforderten "neuen Gesichtspunkte" in Form der Ge​schäftlichen Mitteilung von Stadtschulrat Zimmer (CDU) zu Punkt 6. a) der Tagesordnung vorliegen. Diese Geschäftliche Mitteilung erhält weitere Stel​lungnahmen, die der Ratsversammlung bisher nicht bekannt waren.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt sodann darüber abstimmen, ob der Antrag zu Punkt 8. f) - Errichtung einer dritten Gesamtschule - Drs. 876 ​auf der Tagesordnung bleiben soll.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Damit bleibt der Punkt 8. f) auf der Tagesordnung.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt sodann darüber abstimmen, ob die Punkte 6. a) und 8. f) gemeinsam bei Punkt 6. a) behandelt und abgestimmt werden sollen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt, die Punkte 10. und 11. eben​falls bei 6. a) zu behandeln.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt zur Klarstellung fest, daß da​mit die Punkte 6. a), 8. f), 10. und 11. gemeinsam bei Punkt 6. a) behan​delt und abgestimmt werden.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert die große Zahl der Dring​lichkeitsanträge und -vorlagen und beantragt, obwohl die SPD-Ratsfraktion und die CDU-Ratsfraktion die Dringlichkeit bereits anerkannt haben, die Dringlichkeit für folgende Punkte nicht anzuerkennen:

8. p) - Wiederbesetzungssperre                        - Drs. 863 -

8. s) - Durchführung von Einwohnerversammlungen       - Drs. 938 -

31.   - Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer   - Drs. 870 -

6. c) - Energiepolitik der Stadtwerke Kiel AG

Stadtrat   Dr. K i r s c h n i c k   (CDU) zieht die Mitteilung zu Punkt

6. c) - Energiepolitik der Stadtwerke Kiel AG - zurück, da keine Eilbedürf​tigkeit besteht.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt sodann über den Antrag von Rats​herrn Voigt (DIE GRÜNEN) (Nichtanerkennung der Dringlichkeit) abstimmen.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag:  A b g e l e h n t

- mit mehr als 2/3 der ge​setzlichen Zahl der Ratsmit​glieder -

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) widerspricht der Auffassung, den Antrag zu 8. g) - Bleiberecht für einen politischen Flüchtling - Drs. 880 - im nichtöffentlichen Teil zu behandeln und beantragt, diesen Punkt im öffent​lichen Teil der Sitzung der Ratsversammlung zu belassen. Datenschutzgründe seien hier kein Argument, weil der Betroffene selbst seinen Fall öffentlich gemacht habe.

Ratsherr   W i t t   (CDU) erwidert, daß der Schutz der Person vorgehe, deshalb die Behandlung im nichtöffentlichen Teil notwendig sei.

Da der Punkt 8. g) bisher im öffentlichen Teil der Ratsversammlung einge​ordnet ist, läßt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) darüber abstimmen, ob dieser Punkt im nichtöffentlichen Teil behandelt werden soll

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -


bei 4 Gegenstimmen

Damit wird der Punkt 8. g) im nichtöffentlichen Teil vor "Verschiedenes" behandelt.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt fest, daß damit die Tagesord​nung in der geänderten Form genehmigt ist.

Im Verlauf der Beratungen entrollen unter Bezug auf den Tagesordnungspunkt 8. g) Demonstranten auf der Tribüne ein Transparent und werfen Flugblätter in den Ratssaal, die sich mit der "drohenden Abschiebung des Kurden Ce-

mal A." beschäftigen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt die Sitzung um 17.27 Uhr unter​brechen.

Nach Entfernung des Spruchbandes und der Flugblätter wird die Sitzung fort​gesetzt.

Im Verlauf der Beratungen meldet sich Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) zur Geschäftsordnung und kritisiert unter Bezug auf § 35 der Ge​meindeordnung (Öffentlichkeit der Sitzungen), daß der Antrag über die Be​handlung des Punktes 8. g) in nichtöffentlicher Sitzung hätte beraten wer​den müssen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) widerspricht dieser Auffassung, da über den Antrag keine inhaltliche Aussprache erfolgt ist.

Die Ratsversammlung schließt sich der Auffassung der Stadtpräsidentin an.

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am


15. November 1990

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Niederschrift noch


nicht vorliegt.

5. Mitteilung der Stadtpräsidentin


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß vom 16. bis

20. Mai 1991 (Pfingstwochenende) in Kiel der Bundeswettbewerb "Jugend musi​ziert" stattfindet. Für diesen bedeutenden Wettbewerb wird der Ratssaal be​nötigt. Der Magistrat unterstützt einstimmig diesen Wunsch.

Um die Nutzung des Ratssaals für "Jugend musiziert" zu ermöglichen, fällt


die für den
16. Mai 1991 terminierte Sitzung der Ratsversammlung aus und

wird um einen Tag auf Mittwoch, den 15. Mai 1991 vorverlegt. Eine Fortset​zung am darauffolgenden Tag findet nicht statt.


Kenntnis genommen.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters


a) Errichtung einer dritten Gesamtschule in Kiel -



restliche Stellungnahmen der Gremien

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diese Geschäft​liche Mitteilung gemeinsam mit den Punkten 8. f), 10. und 11. zu behan​deln.

8. f) Errichtung einer dritten Gesamtschule        - Drs. 876 -



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:



Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel bekräftigt ihren Beschluß vom 11.10.1990 zur Errichtung einer Gesamtschule an der Theodor-Heuss​Schule zum Schuljahresbeginn 1991/92.



10. Betreff: Bebauungsplan Nr. 579 für das Bauge-  - Drs. 803 -  

biet Kiel-Hassee, südlich Rendsburger 

Landstraße 97 - 135, westlich der Bebauung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157 sowie Aufhebung der Bebauungspläne Nr. 232, Nr. 233 und Nr. s351 - tlw. - (Aufstellungsbeschluß)



Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: a. Der Bebauungsplan Nr. 232 für das Baugebiet Kiel-Hassee, 

Rendsburger Landstraße 97 - 121, ehemaliges Kiesgrubengelän​de, wird aufgehoben.

b. Der Bebauungsplan Nr. 233 für das Baugebiet Kiel-Hassee, Rendsburger Landstraße 123 - 157, ehemaliges Kiesgrubengelän​de, wird aufgehoben.

c. Der Bebauungsplan Nr. 351 für das Baugebiet Kiel-Hassee, Hamburger Chaussee 164 - 196, zwischen Drachensee und





dem ehemaligen Kiesgrubengelände, wird teilweise aufgehoben.

d. Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 05.06.1975 für den Bebauungsplan Nr. 579 für das Baugebiet Kiel-Hassee, südlich Rendsburger Landstraße 97 - 135, westlich der Bebau-

ung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157, wird neugefaßt.

Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan ge​kennzeichnet.

11. Betreff: Veränderungssperre Nr. 40 für den Geltungsbereich der Be- bauungsplanes Nr. 579 mit dem Baugebiet Kiel-Hassee, süd​lich Rendsburger Landstraße 97 bis 135, westlich der Bebau​ung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanla​ge Rendsburger Landstraße 157

Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verän​derungssperre Nr. 40 für den Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 579 für das Baugebiet Kiel-Has​see, südlich Rendsburger Landstraße 97 bis 135, westlich der Be​bauung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157, wird beschlossen.

Ratsfrau
J ö h n k   (SPD) schildert den bisherigen Hergang zur Er-

richtung der dritten Gesamtschule. Die Stellungnahmen der Gremien seien differenziert zu beurteilen. In den Kreiselternbeiräten seien die Befür​worter der Gesamtschulen noch nicht vertreten. Deshalb urteilen diese Gremien negativ. Unter Abwägung der vorliegenden Stellungnahmen und des Interesses einer großen Elternzahl auf Errichtung einer dritten Gesamt​schule müsse es beim Beschluß der Ratsversammlung vom 15./16. November 1990 bleiben.

Ratsfrau
H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) fragt Stadtschul-

rat Zimmer, inwieweit das Kultusministerium die ökologischen Bedenken zum Standort mitbewerten werde, ob es beim Anhörungsverfahren Unter​schiede gäbe zwischen dem Gesamtschulstandort und Grundschulneubau, ob ferner weitere Untersuchungen des Bauplatzes beabsichtigt seien und schließlich, welche Stellungnahmen der Gremien vor dem 01.12.90 vorla​gen.

Ratsherr
K r u m r e y   (CDU) gibt zu bedenken, daß lediglich drei

Stellungnahmen sich positiv äußerten. Das Festhalben am Gesamtschulbe​schluß sei deshalb ein undemokratischer Gewaltakt der Ratsmehrheitsfrak​tion. Zudem fehlten inhaltliche Konzepte.

Nach Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   sei der Antrag der SPD unverfroren. Die negativen Stellungnahmen werden schlicht überhört.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) berichtet, daß es aus dem Kultusmi​nisterium noch keine Signale zum geplanten Standort gäbe. Mit Ausnahme des Ortsbeirates Schreventeich/Hasseldieksdamm seien alle Stellungnahmen bis Ende November eingegangen. Das Verfahren über den Neubau der Grund​schule befände sich erst am Anfang.

Ratsherr
K ü h l m o r g e n   (SPD) erwidert die Vorwürfe. Seit fast

20 Jahren habe es unzählige Aktivitäten von Eltern für eine Gesamtschule gegeben. Diese seien aber durchweg vom Land verhindert worden. Das müsse nun kommunal aufgearbeitet werden.

Ratsherr
P l a t h   (F.D.P.) spricht die Standortproblematik an. Es

geschehe ein Eingriff in eines der ökologisch wertvollsten Gebiete der Stadt.

Ratsfrau
H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) erkundigt sich

nach Planungen für neue Bodenuntersuchungen. Sanierungsmaßnahmen seien noch nicht gesichtet, der Kostenfaktor völlig unbekannt. Der Antrag der SPD-Ratsfraktion sei pure Heuchelei, um doch noch den Anschein eines rechtmäßigen Verfahrens zu erwecken.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) bittet die Beteiligten um eine sachliche Debattenführung.

Stellv. Stadtrat   W u n d e r   (CDU) kritisiert das weite ökologische Gewissen der SPD-Ratsfraktion. Und der Umweltdezernent schweige dazu.

Ratsherr
S o n d e r f e l d   (SPD) sichert mit den Aufstellungsbe-

schlüssen ein ordentliches und sauberes Verfahren zu.

Stadtrat
R a u p a c h   (SPD) wundert sich über eine wechselnde Be-

deutung des Umweltschutzes bei der CDU-Ratsfraktion. In Hassee habe sich die CDU bisher stets gegen die Einrichtung eines Naturschutzgebietes ge​sperrt. Auch die vom Sportdezernenten im letzten Rat vorgelegte Studie über den Sanierungsbedarf der Sportstätten beurteile z. B. eine Erweite​rung des Sportplatzes bei der Theodor-Heuss-Schule aus Sicht des Umwelt​schutzes für unbedenklich. Eine Gesamtschule biete gerade den Problem​schülern eine Zukunftsperspektive. Die Eltern im Bereich Hassee/Rus​see/Hammer hätten sich mehrheitlich für eine Gesamtschule ausgesprochen.

Ratsfrau
A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) stellt klar, daß

nicht einer prinzipiellen Verhinderung einer Gesamtschule, sondern viel​mehr sich gegen ein unsachgemäßes Verfahren gewehrt werde.

Ratsherr
K r u m r e y   (CDU) bittet Stadtrat Raupach um eine genaue-

re Unterscheidung zwischen Landschaftsschutzgebiet und Naturschutzge​biet. Die SPD muß sich den Vorwurf einer Vernachlässigung der Hauptschu​le gefallen lassen.

Stadtbaurat   Dr. F l a g g e   (SPD) gibt zum Bebauungsplan 579 die Hinweise, daß es innerhalb des Geltungsbereichs dieses Planes drei Grun​dalternativen für den Standort einer Grundschule gäbe. Auf zwei dieser Flächen wäre eine Genehmigung ohne diesen B-Plan möglich.

Mit dem Planungsrecht gäbe es nun die Abgleichung der Interessen im Vor​feld.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) führt aus, daß er, obwohl Gegner der Gesamtschule, als zuständiger Dezernent nun beauftragt sei, den bestmög​lichen Standort für die Grundschule zu suchen. Bisher seien keine Konta​minierungen festgestellt worden.

Ratsfrau
V o l q u a r t z   (CDU) wirft Stadtrat Raupach mangelnde

Kenntnisse über die tatsächliche Situation an Gesamtschulen vor. Deren Konzepte seien pädagogisch falsch. Viele Lehrer/innen würden die Gesamt​schulen verlassen.

Stadtrat
S c h i r m e r   (SPD) verweist zur Frage der Umweltbedenken

kommentarlos auf die Stellungnahme des Umweltschutzamtes.

Stellv. Stadtrat   W u n d e r   (CDU) fragt noch, ob chemische Untersu​chungen durchgeführt worden seien.

Stadtrat
S c h i r m e r   (SPD) verneint, macht nochmals deutlich,

daß eine Gefährdungsabschätzung durchgeführt, aber letzte abschließende Ergebnisse noch nicht gegeben werden könnten.

Ratsherr
V o i g t   (DIE GRÜNEN) stellt eine Zwischenfrage.

Stadtrat
S c h i r m e r   (SPD) betont, daß der Aufstellungsbeschluß

des B-Planes auch zur Abwägung der ökologischen Fragen diene.

Die Geschäftliche Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Amts für Schulwesen ist der dieser Niederschrift vorge-




legten Kurzniederschrift enthalten.

Beschluß zu Punkt 8. f): Nach Antrag - mit Mehrheit ​Beschluß zu Punkt 10:    Nach Antrag - mit Mehrheit ​Beschluß zu Punkt 11:    Nach Antrag - mit Mehrheit -

b) Einwendung der Landeshauptstadt Kiel gegen den Einsatz von plutoniumhaltigen MOX-Brennstäben




im Atomkraftwerk Brunsbüttel

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) informiert, daß ca. 15.000 Einwen​dungen beim Ministerium für Soziales, Gesundheit und Energie vorlägen.

Nach Ratsfrau   V o l q u a r t z   (CDU) handelt es sich bei den er​folgten Aufrufen zur Einwendung beim Land durch die SPD um einen Vor​wand, das nicht eingelöste Wahlversprechen über die Schließung von KKWs zu verarbeiten. Die Energiepolitik sei zum Tummelfeld von Weltverbesse​rern und Ideologen geworden.




Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) weist die Anschuldigungen zurück.




Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Umweltschutzamtes ist in der dieser Niederschrift vorge​hefteten Kurzniederschrift enthalten.


c) Energiepolitik der Stadtwerke Kiel AG

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde diese Geschäftliche Mittei​lung vom Dezernenten zurückgezogen.

7. Betreff:  Aufstellung der Vorschlagsliste für die Wahl        - Drs. 729 ​der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter beim Oberverwaltungsgericht in Schleswig


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: Die nachstehend aufgeführten 19 Damen und Herren werden dem Ober​verwaltungsgericht für die Wahl zu ehrenamtlichen Richterinnen und Rintern vorgeschlagen:


Lfd.
N a m e
Vorname
Beruf
Wohnung in Kiel


Nr.





                     



1

Müller
Egon
Geschäftsführer
Michelsenstr. 18-20



2

Achsenik
Joachim
Student
Danziger Straße 24



3

Krabbenhöft
Lotti
Angestellte a.D.
Eckernerplatz 14



4

Etzel
Steffen
Geschäftsführer
Kleiststraße 21



5

Fröhlich
Kurt
Dipl.-Ingenieur
Turkuring 26



6

Kasulke
Ruth
Pensionärin
Am Blöcken 44



7

Trube
Christa
Buchhändlerin
Dänische Straße 11



8

Weber
Horst
Schiffbau-
Charles-Roß-Ring 68









konstrukteur



9

Meetz
Dieter
Aufzugs-Mechaniker Klagenfurter Weg 46


10

Enemark
Jens
Bauleiter
Rönner Weg 42


11

Schatte
Hansjörg
Dipl.-Sozial-
Esmarchstraße 44









ökonom


12

Gerlach
Otto
Studiendirek-
Rutkamp 23









tor a. D.


13

Bresse
Günter
Kaufmann
Bismarckallee 2


14

Gaede
Ute
Kaufmann
von-der-Goltz-Allee 77


15     Gallinat      Helga
Hausfrau           Föhrer Weg 25


16     Lange         Elisabeth
Rentnerin          Schönberger Str. 30


17     Plathow       Klaus-Peter Flugbetriebs-      Lilienbogen 8




meister


18     Potjans       Rolf
Dipl.-Ingenieur    Steinfurther Weg 16


19     Theinert      Karsten
Betriebswirt       Gutenbergstraße 4

Hierzu liegt folgender Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion vor: Anstelle von Frau Ute Gaede, Kaufmann, von-der-Goltz-Allee 77,


wird


Herr Rainer Tschorn, Angestellter, Blücherstraße 25


vorgeschlagen.


Dieser Änderungsantrag wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt,


die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Beschluß einschließlich der von der CDU-Ratsfraktion beantragten Änderung:


Nach Antrag - ohne Gegenstimmen - bei 4 Enthaltungen mit 2/3 Mehrheit der


gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder

7. II. Vereidigung eines hauptamtlichen Magistratsmitgliedes


Dieser Tagesordnungspunkt ist neu in die Tagesordnung aufgenommen worden,


die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Es bestand Einvernehmen, diesen Punkt als 7.II einzuordnen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß Herr Dr. Heinrich Möllenhoff (CDU) in der Ratsversammlung am 15. November 1990 zum hauptamt​lichen Stadtrat für das Finanzwesen (Sachgebiet 7) gewählt worden ist. Er ist zugleich für die Dauer seiner Wahlzeit 1. Allgemeiner Stellvertreter der Oberbürgermeisterin bzw. des Oberbürgermeisters. Er führt die Amtsbe​zeichnung Bürgermeister.

Stadtpräsidentin Reyer (SPD) weist darauf hin, daß der Innenminister nach Mitteilung des Personaldezernenten von seinem Widerspruchsrecht gegen die Wahl keinen Gebrauch gemacht hat.

Nach § 66 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein vereidigt Stadtpräsi​dentin Reyer (SPD) Herrn Dr. Möllenhoff nach der vorgeschriebenen Eidesfor​mel:

"Ich schwöre, Verfassung und Gesetze zu beachten und meine Amtspflichten


treu und gewissenhaft zu erfüllen, so wahr mir Gott helfe."

Die Niederschrift über die Vereidigung befindet sich in der Personalakte


von Herrn Dr. Möllenhoff im Personalamt.

8. Anträge der Fraktion 


a) Politischer und wirtschaftlicher                   - Drs. 872 - 



Druck statt Krieg



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:               vor:



Die Ratsversammlung möge folgende Resolution beschließen:



Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel ist besorgt über die Be-

strebungen der Bundesregierung, das Grundgesetz dahingehend ändern zu wollen, daß zukünftig deutsche Soldaten auch außerhalb des Gebietes der




NATO-Vertragsstaaten eingesetzt werden können.


Die Ratsversammlung ist der Auffassung, daß die Golfkrise nicht zum An-

laß genommen werden darf, deutsche Ansprüche, in den Kreis der Großmäch​te aufzurücken, mit "Germans to the front" zu untermauern. Bereits jetzt ist feststellbar, daß sich die Bundesrepublik aktiv an Vorbereitungen zum militärischen Eingreifen in den Golfkonflikt beteiligt durch eine Vielzahl von Kompensationsmaßnahmen, die faktisch den militärischen Auf​marsch der USA am Golf unterstützen und absichern.

Das Ende des Kalten Krieges zwischen Ost und West darf nicht dazu füh​ren, daß die reichen Länder des Nordens jetzt den Schulterschluß gegen die Nationen des Südens üben. Damit wäre die Chance auf weltweite Abrü​stung vertan und die große Hoffnung zunichtegemacht, daß am Ende des Ost-West-Konflikts von Deutschland und Europa Frieden statt Krieg aus​geht.

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel fordert die Bundesregierung auf: 

- keine direkte und indirekte Unterstützung für militärische Optionen

am Golf zu leisten und den Versuch zu unterlassen, das Grundgesetz



zwecks weltweitem Einsatz der Bundeswehr zu ändern;

- im Golfkonflikt und anderen internationalen Auseinandersetzungen

strikt für Lösungen durch politischen und wirtschaftlichen Druck und gegen Lösungen durch militärische Gewalt einzutreten.

Die Landeshauptstadt Kiel ihrerseits unterstützt nach ihren Möglichkei​ten Soldaten und andere Menschen, die sich den drohenden militärischen Abenteuern verweigern!


Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) begründet den Antrag.

Ratsherr   W u l f   (CDU) kritisiert die plakativen Ausführungen von Ratsherrn Voigt und weist auf die Beschlüsse des Sicherheitsrates hin. Beschluß:  Abgelehnt - mit Mehrheit -

b) Kampagne für müllfreie Schulen                     - Drs. 873 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Ratsversammlung der Stadt Kiel beauftragt das Amt für Umweltschutz (Federführung), das Amt für Schulwesen und das Presseamt mit der Durch​führung einer Kampagne unter dem Arbeitstitel "Müllfreie Schulen in Kiel".

1. Besonders belohnt und belobigt werden Schulen, die durch Selbstver-




pflichtung und/oder Nachweis folgende Ziele erfüllen: 

- Abschaffung des Verkaufs von Getränken in Verbundverpackungen,

dafür Ausschank von Getränken oder Ausgabe in Mehrwegverpackungen sowie u. a.

- Verwendung von Holz- und Farbstiften statt Filzstiften, 




- Benutzung von Mehrwegbehältern für das Pausenbrot, 




- Tintenfüller statt Patronenfüller, 




- Abschaffung von Plastikumschlägen, Plastikmappen etc., 

- weitgehende Verwendung von Recyclingpapier-, -heften etc.

Weitergehende Initiativen und Ideen der einzelnen Schulen sollen be​sonders gewürdigt werden.

2. Alle am Wettbewerb teilnehmenden Schulen erhalten Urkunden; Schulen

mit besonders herausragenden ökologischen Leistungen erhalten Preise, die in einem Kleinen "Festakt" durch die Stadtpräsidentin oder den



Umweltschutzdezernenten übergeben werden.

3. Umwelt- und Schulausschuß bilden eine Kommission, die Näheres zur

Ausgestaltung des Wettbewerbs und zur Preisvergabe regelt.

Ratsfrau   H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) begründet den An​trag. Gerade in den Schulen könnte flächendeckend Müllvermeidung und da​mit Umweltschutz betrieben werden.

Ratsherr   K r u m r e y   (CDU) kritisiert den teilweisen Showcharakter des Antrages. Der Inhalt müsse erst diskutiert werden. Die Umstellung sei stellenweise schon im Gange.


Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) beantragt Überweisung in den Um-


welt- und in den Schulausschuß.

Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) begrüßt den Grundgedanken des Antra​ges, fordert darüber aber noch weitere Diskussion in den Ausschüssen.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

c) Nachwahl im Ortsbeirat Schreventeich/              - Drs. 874 ​


Hasseldieksdamm


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:


Für das ausscheidende Mitglied im Ortsbeirat Schreventeich/Hasseldieks-


damm Robert Bartels wird


Herr Christoph Cassel, Eckernförder Str. 64, 2300 Kiel 1,


in den Ortsbeirat gewählt.


Beschluß über die Drucksache 874: Nach Antrag - einstimmig -

d) Öffentlichkeit des Sonderausschusses               - Drs. 875 


​"Opernkreuzfahrt"


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Ergebnisse des Sonderausschusses "Opernkreuzfahrt" werden von den Mitgliedern des Sonderausschusses in öffentlicher Sitzung behandelt.


Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diesen Antrag


gemeinsam mit Punkt 8 e) zu behandeln.

e) Sonderausschuß Opernkreuzfahrt                     - Drs. 912 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Beschluß der Ratsversammlung vom 07.05.1990 - Beratungen des Sonder​ausschusses in Nichtöffentlicher Sitzung - wird aufgehoben.

Ratsherr   W u l f f   (CDU) beurteilt den CDU-Antrag als konkreter und


bittet um dessen Unterstützung.

Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) begründet die Unterstützung


seiner Fraktion für den CDU-Antrag.


Beschluß über die Drucksache 875: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über die Drucksache 912: Abgelehnt - mit Mehrheit -

f) Errichtung einer dritten Gesamtschule              - Drs. 876 -

Dieser Antrag wurde gemeinsam bei Punkt 6 a) mit den Punkten 10. und 11. behandelt.


Beschlußfassung: siehe dort

g) Bleiberecht für einen politischen                  - Drs. 880 


​Flüchtling

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diesen Punkt im nichtöffentlichen Teil vor "Verschiedenes" zu behandeln.

h) Nachwahl eines bürgerlichen                        - Drs. 881 


​Ausschußmitgliedes im Bauausschuß


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Für das ausscheidende bürgerliche Mitglied im Bauausschuß Frau Ursula


Rast-Boßmann wird


Frau Dr. Irene Schöne, Forstweg 79, 2300 Kiel 1


als bürgerliches Mitglied in den Bauausschuß gewählt.


Beschluß über die Drucksache 881: Nach Antrag - einstimmig -

i) Hafenentwicklung                                   - Drs. 882 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der F.D.P.-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

Der Magistrat wird aufgefordert, zur nächsten Ratsversammlung im Januar

1991, das Ergebnis der durch die Ratsversammlung am 16./17. November

1989 beschlossenen Prüfung betreffend mögliche Hafenerweiterungsflächen


vorzulegen.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) begründet den


Antrag.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) stimmt dem Antrag zu. Er fordert ei​ne Entschärfung des Konfliktes zwischen Hafenwirtschaft und Bauverwal​tung bzw. Stadtplanung. Das Gutachten des Institutes für Seeverkehrs​wirtschaft und Logistik sei unvollständig und bedürfe weiterer Konkreti​sierungen. Er fordert den Stadtbaurat auf, den Beschluß der Ratsversamm​lung vom 16./17. November 1989 endlich umzusetzen.

Stellv. Stadtrat   Dr. H a a s s   (SPD) begründet die Zustimmung seiner Fraktion. Der zitierte Ratsbeschluß sei noch nicht umsetzbar, weil die Pläne der Bundeswehr für eine Reduzierung des Marinestandortes noch nicht vorlägen.

Auch Ratsherr   Dr. G r a n e r   (CDU) fordert einen Ausgleich zwischen den unterschiedlichen Interessen von Hafenwirtschaft und Bauverwaltung, um mögliche Investoren nicht langsfristig abzuschrecken.

Stadtrat   Dr. K i r s c h n i c k   (CDU) informiert über die inhaltli​chen Schwerpunkte eines Hafenentwicklungsplanes. Dazu gehörten Aussagen über das Entwicklungspotentials, die benötigten Flächen, die Hinterland​anbindung, die Zeitplanung und schließlich die Finanzierung. Die vorge-

legten Gutachten seien eindeutig und werden z. Z. ausgewertet. Die Eck​werte des Hafenentwicklungsplanes sollen im Januar dem Wirtschaftsaus​schuß vorgelegt werden. HDW-Süd wie auch das Bunkergelände werde notwen​dig für die Hafenentwicklung gebraucht, ebenso wie der Ausbau der Süd​spange Gaarden.

Stadtbaurat   Dr. F l a g g e   (SPD) ergänzt, daß Hafenentwicklungspla​nung in eine sinnvolle Stadtentwicklung eingebunden sein müsse. Ein Gut​achten könne sich nicht in einer Hochrechnung von Tonnagen erschöpfen. Stadtplanerische Gesichtspunkte seien wesentlich für Zukunftsinvestio​nen. Die Rahmenplanung Hörn biete den richtigen Ansatzpunkt.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) fordert von der Verwaltung, eine Auswertung der erstellten Gutachten vorzulegen, in der alle Gesichts​punkte miteinander abgewogen werden.


Beschluß über die Drucksache 882: Nach Antrag - einstimmig -

j) Müllnotstand in Kiel                              - Drs. 883 -


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:


Die Ratsfraktion möge beschließen:

Der Magistrat berichtet bis zur Januarsitzung 1991 der Ratsversammlung


über

- den Planungsstand beim Umbau der Kieler Müllverbrennungsanlage,

- den Stand der Verhandlungen mit dem Umweltminister des Landes Schles​wig-Holstein hinsichtlich Verlängerung der Betriebsgenehmigung (Kes​sel 3) der jetzigen Anlage über den 1. März 1991 hinaus; dabei ist der Frage nachzugehen, welche Bedingungen/Auflagen seitens des Landes vor​liegen, die die Stadt zu erfüllen hat,

- den Stand des Ausbaues der neuen Deponie in Schönwohld; dabei ist Stellung zu beziehen zu der Frage, wie lange das Volumen der Deponie bei 50 v. H. und alternativ bei Lagerung des gesamten Mülls ausreicht,

- alternative Planungen der Stadt (beispielsweise Nutzung anderer Depo​nien und MVA) bei Stillegung von Teilen der MVA bzw. nicht rechtzeiti​ger Fertigstellung der neuen Deponie.


Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) begründet den Antrag.


Es sei nicht genügend über die Abfallproblematik und die Müllumstellung


informiert worden.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) beantragt, den vorliegenden Antrag da​hingehend zu ergänzen, daß zusätzlich über den "Stand der Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes" berichtet wird.


Diese Ergänzung wird vom Antragsteller übernommen.


Beschluß - einschließlich vorgetragener Ergänzung -: 


Nach Antrag - einstimmig -

k) Hochglanzbroschüren                                - Drs. 884 -


Hierzu liegt folgender Antrag der F.D.P.-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Ab sofort werden von der Stadt Kiel Hochglanzbroschüren nicht mehr



vorbereitet und hergestellt.

2. Notwendiges Informationsmaterial für Bürgerinnen und Bürger und für

die Selbstverwaltung ist auf Recyclingpapier herzustellen.

3. Hiervon auszunehmen ist Informationsmaterial, daß der überregionalen oder internationalen, gezielten Werbung für Wirtschaft und Kultur der Landeshauptstadt dient.


Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) erläutert den An-


trag.

Anlaß sei die Vorlage der Stadtentwicklungsbroschüre gewesen. Hochglanz​broschüren seien teuer und sollten vermieden werden.

Nach Stadtbaurat   Dr. F l a g g e   (SPD) zielte die Broschüre zur Pla​nung Hörn auf mögliche japanische Investoren. Sie wurde vom Wirtschafts​ministerium und der Landesbank mitgetragen.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) äußert seine Zustimmung zum F.D.P.-An​trag. Noch besser aber sei eine konsequente Reduzierung der Papierflut in der städtischen Verwaltung.

Ratsherr   N i e l ä n d e r   (SPD) beantragt Überweisung in den Um-


weltausschuß.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) unterstützt das Anliegen von Rats​herrn Rogacki. Punkt drei sei zu streichen. Er verweist auf die konse​quente Haltung der Stadt Neumünster.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

l) Nachwahl im Ortsbeirat Pries/Friedrichsort         - Drs. 907 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

A n t r a g :


Für das verstorbene Mitglied im og. Ortsbeirat


Herr Walter Vetter, An der Schanze 46, 2300 Kiel 17


wird

Herr Wilhelm Frenken, Ottomar-Enking-Straße 56, 2300 Kiel 17


gewählt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

m) Verkehrsleitsystem Kieler Innenstadt               - Drs. 908 


​Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:




A n t r a g :

Der Magistrat wird beauftragt, bis zur März-Sitzung 1991 der Ratsver-

sammlung ein Konzept für ein Pilotvorhaben und "Verkehrsleitsystem Kie​ler Innenstadt" vorzulegen.


Ratsherr   W u l f f   (CDU) erläutert den Antrag.

Für Ratsherrn   S o n d e r f e l d   (SPD) besteht eine Übereinstimmung in den Zielen. Dennoch solle die Planung nicht den Individualverkehr op-


timalisieren und damit vermehren.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) fordert eine Einschränkung des Indi​vidualverkehrs in der Innenstadt.

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) beantragt Überweisung in den Bau​ausschuß und in den Ordnungsausschuß.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

n) Nachwahl im Kleingartenausschuß                   - Drs. 909 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das verstorbene Mitglied im og. Ausschuß:


Herr Karl-Heinz Först, Caprivistraße 25, 2300 Kiel 1


wird


Herr Reinhold Rösser, Koldingstraße 11, 2300 Kiel 1


gewählt.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

o) Über- und Unterbauung des Exerzierplatzes          - Drs. 911 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat wird beauftragt, die Möglichkeiten zur Über- und Unterbau​ung des Exerzierplatzes zu prüfen.


Ratsherr   T e w e s   (CDU) begründet den Antrag.

Ratsherr   S o n d e r f e l d   (SPD) erwidert, daß die SPD ein anderes Verkehrskonzept verfolge. Zudem sei ein solches Vorhaben viel zu teuer.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) weist darauf hin, daß schon 1969 die F.D.P. ein Konzept für eine Tiefgarage unter dem Exerzierplatz vorgelegt habe. Eine solche Nutzung wäre ein Beitrag zur Verkehrsberuhigung der Innenstadt.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit-

p) Wiederbesetzungssperre                             - Drs. 863 -


Hierzu liegt ein interfraktioneller Antrag der SPD-Ratsfraktion und der


CDU-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel möge beschließen:

1. Bei der Landeshauptstadt Kiel gibt es ab sofort für freie oder frei​werdende Planstellen und Stellen eine Wiederbesetzungssperre von 6 Monaten.

2. Das gilt nicht für den Bereich des Städtischen Krankenhauses, der Al​ten- und Pflegeheime sowie Kindertagesstätten, soweit die unmittelba​re Versorgung betreuter Personen gefährdet ist.

3. Es gilt darüber hinaus nicht bei Vertretungen, die infolge des Mut​terschutzes und Erziehungsurlaubs notwendig werden.

4. Ausnahmen kommen darüber hinaus grundsätzlich nur in Fällen in Be​tracht, in denen unverhältnismäßig schwere Schäden oder Nachteile für die Stadt oder die Allgemeinheit entstehen würden; die Entscheidung in diesen Fällen trifft der Personaldezernent unter Berücksichtigung von Stellungnahmen des Personalamtes, des Hauptamtes und des Kämme​rei- und Steueramtes nach Anhörung des Personalrates.

5. Die Nichtbesetzung von Planstellen und Nichtbeschäftigung überplanmä​ßiger Kräfte darf grundsätzlich nicht zu vermehrten Überstunden füh​ren. Das Hauptamt hat das im Rahmen seiner Prüfung über die Genehmi​gung von Überstunden zu berücksichtigen. Von dem Grundsatz der Abgel​tung von Überstunden durch Freizeitausgleich darf nur mit ausdrückli​cher Genehmigung des Leiters des Personalamtes abgewichen werden.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) begründet den Antrag. Sie spricht eben​so die von diesem Antrag Betroffenen an. Der SPD falle der Beschluß schwer. Es sei keine Kritik an vielleicht mangelnder Arbeit in der Ver​waltung. Aber der Haushalt lasse keine andere Maßnahme zu. Sie verweist auf den Brief des Innenministers und auf die Ankündigung des Kämmerers, die Personalentwicklung zu prüfen. Es solle nicht so weit kommen, daß die Kommunalaufsicht eingreifen müsse.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß hier das Bild gemalt werde, der Antrag sei eine unausweichliche Notwendigkeit. Weil die Ursa​che strukturell bedingt sei, Finanzmittel von Kommune und Land zugunsten des Bundes abgezogen werden, sei es erforderlich, einen offensiven Ver​teilungskampf zu führen. Hier werden Personalkosten eingespart zu Lasten der Mitarbeiter der Stadt.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) erwidert auf die Stellungnahme von Stadträtin Siebke (SPD), daß nicht der Kämmerer versagt habe, das Defizit vielmehr den Vorgaben der Ratsmehrheit anzulasten sei. Auch das Land finanziere seinen Haushalt auf Kosten der kreisfreien Städte durch den kommunalen Finanzausgleich.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) äußert Verständnis für diesen Antrag. Als Oberbürgermeister müsse er diesen jedoch ablehnen. Die Einrichtgung einer Wiederbesetzungssperre entspreche nicht dem Ziel einer bürgernahen Verwaltung. Zur Einsparung von Geldern müßten vielmehr zuerst die freiwilligen Aufgaben der Stadt durchforstet werden. Erst nach einer solchen Prüfung könnte auch Personal eingespart werden. Neben einem Ausbau der Organisationsprüfung müßten auch Prüfungen von außen durchgeführt werden. Nun aber werden Leistungen, auf die der Bürger ei​nen Anspruch habe, nach dem Zufallsprinzip amputiert. Das angestrebte Ausnahmeverfahren sei nicht durchführbar bei über 300 Wiederbesetzungs​fällen im Jahr. Bisherige Personalreserven werden abgebaut. Als Oberbür​germeister trage er die Verantwortung für die Mitarbeiterinnen und Mit​arbeiter der Stadt. Deshalb: Personelle Konsequenzen dürfen erst nach kritischer Aufgabenbegrenzung vorgenommen werden.

Frau   A d l e r   (Personalrat) stellt sich hinter die Ausführungen des Oberbürgermeisters. Hier werden Einsparungen auf dem Rücken des Perso​nals ausgetragen. Als Konsequenz dieser Entscheidung könnten Schalter im Einwohnermeldeamt, im Sozialamt oder in der Zulassungsstelle geschlossen bleiben, die Dienstleistung werde eingeschränkt. Der Personalrat werde sein Mitbestimmungsrecht voll einsetzen, Anträge auf Mehrarbeitsstunden ablehnen.

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit- bei 4 Gegenstimmen

q) Nachwahl im Kulturausschuß                         - Drs. 932 


​Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

Für das ausscheidende Mitglied Ratsherr Rolf Johanning wird

Frau Ute Kohrs-Heimann, Adolfstr. 29, 2300 Kiel 1, 

mit Wirkung vom 1. Januar 1991 als bürgerliches Ausschußmitglied in den Kulturausschuß gewählt.


Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

r) Entlassungen bei der Firma Dr.Hell GmbH            - Drs. 937 -


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel möge beschließen:

Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel fordert die Unternehmens​führung der Firma Dr. Hell GmbH auf, alles zu tun, um die beabsichtigten Massenentlassung im nächsten Jahr zu verhindern.


Es geht um 600 Arbeitsplätze in Kiel!

Insbesondere fordert die Ratsversammlung den Erhalt aller Arbeitsplätze und befürwortet daher notfalls sowohl die Einführung von Kurzarbeit als auch die sofortige Aufnahme von Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaß​nahmen.

Längerfristig sind der Erhalt des Produktionsstandortes Kiel und die Ar​beitsplätze durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen.

Die Ratsversammlung erwartet von der Unternehmensführung, daß keine Ent​lassungen vorgenommen werden, bevor nicht alle sozialverträglichen Lö​sungen sorgfältig geprüft worden sind. Auf diese Unternehmensverantwor​tung haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einen Anspruch.


Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagersordnung anerkannt.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) zeigt sich überrascht über die wirt​schaftliche Entwicklung bei der Firma Dr. Hell GmbH. Der Antrag sei ein Angebot zum Gespräch, besonders auf der Suche nach sozialverträglichen Lösungen für die betroffenen Kolleginnen und Kollegen.

Nach Ratsherr Dr.   G r a n e r   (CDU) schließe dieser Antrag nahtlos an den Antrag zur Wiederbesetzungssperre an. Die Firma Dr. Hell bewege sich auf einem sehr schwierigen Markt und bereite sich strukturell schon auf den EG-Binnenmarkt vor. Die Entlassungen seien der Firma sicherlich nicht leicht gefallen. Der Stadt stehe es nicht zu, die Firma zu verur​teilen.

Stellv. Stadtrat Dr.   H a s s   (SPD) äußert, daß die Stadt stets be​müht war, der Firma Dr. Hell entgegenzukommen. Mit der Resolution gehe es um die Wahrung der Kieler Interessen als Standort für ein solches Un​ternehmen.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) zeigt sich in größter Sorge

über die Entwicklung bei der Firma Hell. Noch vor kurzer Zeit seien die Aussagen der Firmenleitung stets positiv gewesen. Er berichtet über sein Gespräch mit der Betriebsführung und sein Schreiben an den Vorstand von Siemens und Linotyp. Eventuell gäbe es Ansatzpunkte für eine Verschie​bung der Produktionspalette in Kiel.

Ratsfrau   A s c h m o n e i t - L ü c k e   (F.D.P.) schlägt vor, nur dem ersten Absatz zuzustimmen und die nachfolgenden Absätze zu strei​chen.

Ratsherr Dr.   G r a n e r   (CDU) stimmt diesem Vorschlag zu und for​dert den Wirtschaftsdezernenten und den Oberbürgermeister auf, mit der Unternehmensleitung zu verhandeln, um die negativen Auswirkungen auf



die Kieler Wirtschaft zu minimieren.



Hierzu wird erklärt, daß dies bereits geschehen ist.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) entgegnet, daß ein Appell allein nicht ausreiche. Die Resolution sei nur konsequent, da sie für die In​teressen der Beschäftigten stehe.

Stellv. Stadtrat   W u n d e r   (CDU) beantragt getrennte Abstimmung für den ersten Absatz.



Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt getrennt abstimmen.



Beschluß über den ersten Absatz: Nach Antrag - einstimmig -

Beschluß über die nachfolgenden Absätze: Nach Antrag - mit Mehrheit -



Damit ist die Resolution angenommen.


s) Durchführung von Einwohnerversammlungen           - Drs. 938 -



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Im ersten Quartal 1991 werden durch die Landeshauptstadt Kiel




Einwohnerversammlung durchgeführt.

2. Der Magistrat wird beauftragt, bis Januar 1991 ein Konzept für die




Durchführung von Einwohnerversammlungen vorzulegen.

3. Notwendige Änderungen bzw. Ergänzungen der Hauptsatzung sind vorzu​bereiten und unverzüglich in den zuständigen Ausschüssen zu beraten und zu beschließen.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Ratsherr   W i t t   (CDU) begründet den Antrag. Es sei ein Auftrag an die Verwaltung, zügig die Hauptsatzung entsprechend zu überarbeiten. Der Magistrat wird aufgefordert, die zu veranschlagenden Kosten vorzulegen.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) beantragt, den Absatz 1 ersatzlos zu



streichen, da die Terminvorgaben nicht realistisch sind.

Beschluß über den Änderungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -



Damit ist der Absatz 1 gestrichen.



Beschluß über die Absätze 2 und 3: Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Bebauungsplan Nr.824 für das               - Drs. 787 -





Baugebiet Kiel-Projensdorf,

westlich der Projensdorfer Straße, nördlich Stadtparkweg, westlich und nördlich der Begrenzung des Grundstücks Stadtparkweg 18 (Aufstellungsbeschluß)

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Im Magistrat vertagt. Diese Vorlage steht heute nicht zur Beratung an.

10. Betreff:  Bebauungsplan Nr.579 für das Baugebiet     - Drs. 803 



​Kiel-Hassee, südlich Rendsburger Land-

straße 97-135, westlich der Bebauung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157 sowie Aufhebung der Bebauungspläne Nr.232, Nr.233 und Nr.351 - tlw. - (Aufstellungsbeschluß)

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Diese Vorlage wurde gemeinsam bei Punkt 6 a) mit den Punkten 8 f) und 11) behandelt.


Beschlußfassung siehe dort.

11. Betreff:  Veränderungssperre Nr.40 für den            - Drs. 804 



​Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Nr.579 mit dem Baugebiet Kiel-Hassee, südlich Rendsburger Landstraße 97 bis 135, westlich der Bebauung Wulfsbrook, nördlich Töpfergrube, östlich der Wohnanlage Rendsburger Landstraße 157

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Diese Vorlage wurde gemeinsam bei Punkt 6 a) mit den Punkten 8 f) und 10. behandelt.


Beschlußfassung siehe dort.

12. Betreff:  Bebauungsplan Nr.826 für das                - Drs. 888 



​Baugebiet Kiel-Russee, südlich

der Rendsburger Landstr. 303-331, westlich Struckdieksau, nördlich Vorderer Russee, östlich der Bebauung Grundstück Rendsburger 



Landstr. 329/329a (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Russee, südlich der Rendsburger Land-

straße 303-331, westlich Struckdieksau, nördlich Vorderer Russee, östlich der Bebauung Grundstück Rendsburger Landstraße 329/329a, wird die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 826 beschlossen.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekenn​zeichnet.

- Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -


Ratsherr   D i t t r i c h   (DIE GRÜNEN) stellt folgenden Ergänzungsan-


trag:

1. Die bereits erteilten positiven Vorbescheide werden zurückgenommen.

2. Im Rahmen des Aufstellungsbeschlusses werden alle Wege beschritten,



damit eine Bebauung verhindert wird.


3. Langfristig ist anzustreben, daß die Stadt Kiel die Flächen erwirbt, um sie als Grünflächen der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) beschreibt die generelle Zielsetzung für 

dieses Gebiet, nämlich dessen Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet. Nicht zu verstehen sei, wieso dann eine Bauvoranfrage positiv durch die Bauver​waltung beschieden werden konnte. Er fragt, was eine Zurückweisung kosten würde.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) verweist auf die schon erfolgten Dis​kussionen im Bauausschuß. Es sei versucht worden, die Nichtbebauung ohne Bebauungsplan durchzusetzen. Ein Antrag auf Vorbescheid sei unter Berufung auf das Landschaftspflegegesetz abgelehnt worden. Diese Ablehnung konnte in einem Gerichtsprozeß nicht durchgehalten werden. Deshalb mußte der positive Vorbescheid zwingend erteilt werden. Mit dem Aufstellungsbeschluß sei die Rechtsgrundlage für eine Zurückstellung gegeben, allerdings sind dann Ent​schädigungsforderungen einzuplanen.


Es erfolgen Zwischenfragen.


Beschluß über den Ergänzungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit -


Beschluß über die Drucksache 888:
Nach Antrag - ohne Gegenstimmen -





bei 4 Enthaltungen

13. Betreff:  92.Änderung des Flächennutzungsplanes       - Drs. 889 -




der Stadt Kiel -Fassung 1970- für den




Bereich Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf,

zwischen Poggendörper Weg und Stadtgrenze




(Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Im Magistrat zurückgestellt.


Diese Vorlage steht heute nicht zur Beratung an.

14. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 650 für das Baugebiet     - Drs. 890 




​Kiel-Dietrichsdorf, zwischen




Schönkirchener Str.Nr. 77 und 102,

sowie Einmündung Oppendorfer Straße in die Schönkirchener Straße (erneuter Entwurfsbeschluß)

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Im Magistrat zurückgestellt.


Diese Vorlage steht heute nicht zur Beratung an.

15. Betreff:  Einziehung öffentlicher Verkehrsflächen     - Drs. 887 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die Straßenbauaufsichtsbehörde wird gebeten, die Fußgängerbrücke




über die Fördestraße (Höhe Schünemannsredder) gemäß § 8 Abs. 1

des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. 

S. 163, geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44), für den öffentlichen Verkehr einzuziehen.


Ratsfrau

H a n o w s k i - Z a b e l   (DIE GRÜNEN) stellt folgenden


Ergänzungsantrag:

"Die Mittel für eine Fußgänger-Bedarfsampel werden im Haushalt 1991


bereitgestellt."


Beschluß über den Ergänzungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit -


Beschluß über die Drucksache 887:   Nach Antrag - mit Mehrheit -

16. Betreff:  3. Nachtrag zur Ausbaubeitragssatzung       - Drs. 891 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die 3. Nachtragssatzung zur Satzung der Landeshauptstadt Kiel

über die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau und Umbau und die Herstellung öffentlicher Einrichtungen (Ausbaubeitragssatzung) wird entsprechend dem in der Anlage beigefügten Wortlaut be​schlossen.

Die Anlage zum Antrag ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurz-


niederschrift enthalten.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:

Erste Nachtragssatzung zur                  - Drs. 893 -




Kanalbaubeitragssatzung vom 30.03.1989


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:

Die erste Nachtragssatzung zur Satzung der Landeshauptstadt Kiel

über die Erhebung von Kanalbaubeiträgen für die öffentlichen Entwässerungsanlagen (Kanalbaubeitragssatzung) vom 30.03.1989 wird entsprechend dem in der Anlage beigefügten Wortlaut be​schlossen.

Die Anlage zum Antrag ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurz-


niederschrift enthalten.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der             - Drs. 894 



​Haushaltsstelle 700.154.951 -

Stadtentwässerung; Entwässerungs​anlagen im Gebiet Petersburger Weg​Hamburger Baum, 1.Bauabschnitt

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei der Haushaltsstelle 700.154.951 - Stadtentwässerung;

Entwässerungsanlagen im Gebiet Petersburger Weg - Hamburger Baum; 1. Bauabschnitt - wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 170.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.080.951 - Entwässerungsanlagen im Stadtteil Meimersdorf, 1. Bauabschnitt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  Teileinziehung der Schloßstraße             - Drs. 895 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, die Schloßstraße gemäß

§ 8 (2) des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig​Holstein (StrWG) in der Fassung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44) für den öffentlichen Kfz-Verkehr teil​einzuziehen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Straßenumbenennung Friedrichsorter          - Drs. 896 -

Straße zwischen "Dorf" und "Koppelberg"


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
1. Der Abschnitt der Friedrichsorter Straße zwischen der




Straße "Dorf" und der Fördestraße wird in





"Dorf"




umbenannt.

2. Der Abschnitt der Friedrichsorter Straße zwischen der Fördestraße und der Straße "Koppelberg" wird in





"Koppelberg"




umbenannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe bei der             - Drs. 897 



​Haushaltsstelle 58.476.952-



öffentliche Grün- und Parkanlagen;



Kinderspielplatz an der Preußerstraße


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 58.476.952 -

öffentliche Grün- und Parkanlagen; Kinderspielplatz an der Preußerstraße - wird einer außerplanmäßigen Ausgabe von 10.000,-- DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch eine außerplanmäßige Einnahme in gleicher Höhe bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 58.476.366 von privaten Unternehmen für den Kinderspielplatz an der Preußerstraße.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Zustimmung zur Wahl des Wehrführers         - Drs. 853 -



der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Mitte


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der Wahl des Hauptlöschmeisters Dietmar Muxfeldt, geb. am

19.07.1958 in Schönberg/Kreis Plön, wohnhaft Gazellestr. 4, 2300 Kiel 14, zum Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Mitte wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Haushaltsstelle 4000.650 -Bürobedarf -      - Drs. 854 



Genehmigung einer Eilentscheidung


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Folgende Eilentscheidung nach § 82 (1) Satz 3 GO



des Oberbürgermeisters wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 4000.650 - Bürobedarf ​wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe von 23.500,-- DM zugestimmt.

Der Betrag wird durch Mehreinnahmen bei der Haushalts​stelle 41.161 - vom Land ("Deckelgesetz") - gedeckt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  Überplanmäßige Ausgaben für die             - Drs. 900 ​



AW-Einrichtungen KTH Wikingerbummel,



Narwikstr. 3 und Treffpunkt für



Mädchen und Frauen, Mühlenteich 2


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
1. Zugestimmt wird einer sofortigen überplanmäßigen

Ausgabe im Haushaltsjahr 1990 in Höhe von 14.900,-- DM bei der Haushaltsstelle 475.7017 - An 




die Arbeiterwohlfahrt für Kindergarten "Wikingerbummel" ​zur




Finanzierung einer zusätzlichen Nachmittags-

gruppe ab dem Kindergartenjahr 1990/1991.




Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen

bei der Haushaltsstelle 475.152 - Rückzahlung von Zuschüssen aus Vorjahren - in gleicher Höhe.

2. Zugestimmt wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe im Haushaltsjahr 1990 in Höhe von 2.700,-- DM bei der Haushaltsstelle 475.7038 - An Arbeiterwohlfahrt für Mädchen- und Frauentreff -.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen bei der Haushaltsstelle 475.152 - Rückzahlung von Zuschüssen aus Vorjahren - in gleicher Höhe.

Ratsfrau   N i t s c h k e - F r a n k   (DIE GRÜNEN) fragt an, ob es neben dem AWO-Frauen- und Mädchentreff auch andere Mädchen- und Frauengruppen gibt, die vor ähnlichen Problemen stehen.

Nach Auskunft von Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) gibt es keinen


vergleichbaren Fall.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  Anmietung von Räumen im Gebäude der         - Drs. 910 -



Kieler Seefischmarkt GmbH als Gebraucht-

möbellager und Werkstatt im Rahmen des Beschäftigungsprogramms für Sozialhilfeempfänger-

Genehmigung einer Eilentscheidung des Oberbürgermeisters

Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Die folgende Anordnung des Oberbürgermeisters wird genehmigt:

Vorbehaltlich der Bereitstellung der erforderlichen Haushalts​mittel wird der Anmietung von 2.300 m  Büro- und Gewerbe​fläche im 2. Obergeschoß im Gebäude 5 der Seefischmarkt GmbH zum Mietpreis von 7.-- DM/m  und Monat für die Nutzung als Gebrauchtmöbellager und Werkstatt zugestimmt.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:  3. Nachtrag zur Erschließungsbeitragssatzung   - Drs. 892 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die 3. Nachtragssatzung zur Satzung der Landeshauptstadt Kiel

über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen wird entsprechend dem in der Anlage beigefügten Wortlaut beschlossen.

Die Anlage zum Antrag ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznie​derschrift zu entnehmen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff:  Aufhebung der Bestellung einer              - Drs. 861 ​



Prüferin für das Rechnungsprüfungsamt


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Die Bestellung als Prüferin des Rechnungsprüfungsamtes für die

Stadtamtmännin Brigitta Huck wird gemäß § 115 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Schleswig-Holstein aufgehoben.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:  Tarifänderung für das Müllheizwerk          - Drs. 866 -



der Müllverbrennung Kiel GmbH


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Dem Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der nächsten

ordentlichen Gesellschafterversammlung der Müllverbrennung Kiel 

GmbH wird Weisung erteilt, der im Abschnitt VIII Ziff. 5 der Be​nutzungsordnung für das Müllheizwerk mit Wirkung ab 01.01.1991 festgelegten Tariferhöhung von 7,70 DM auf 10,60 DM, zuzüglich Umsatzsteuer, je angefangene 100 kg angelieferter Abfälle und von 10,-- DM auf 13,-- DM, einschließlich Umsatzsteuer, je Kleinan​lieferung bis zu 100 kg zuzustimmen.

An der Beratung und Beschlußfassung haben die Mitglieder des Aufsichtsrates der Müllverbrennung Kiel GmbH (MVA) nicht mitgewirkt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  Satzungsgemäße Straßenreinigung             - Drs. 867 -



gegen Gebühr - 7. Nachtragssatzung


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

/
Antrag:
Die als Anlage beigefügte 7. Nachtragssatzung zur Satzung

über die Reinigung der öffentlichen Straßen in der



Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.

Die Anlage zum Antrag ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurz​niederschrift enthalten.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:  Änderung der Richtlinien über das           - Drs. 869 ​



Verfahren bei Stundung, Niederschlagung



und Erlaß von Ansprüchen der



Landeshauptstadt Kiel vom 15.10.1986


Berichterstatter:  Bürgermeister Hochheim


Antrag:
Die Richtlinien über das Verfahren bei Stundung, Nieder-

schlagung und Erlaß von Ansprüchen der Landeshauptstadt Kiel vom 15.10.1986 werden wie folgt geändert:



1. § 6 (1)





streiche 10,-- DM





setze    20,-- DM

2. § 7 (1)

streiche 1.000,-- DM setze    2.000,-- DM

3. § 8 (1)

a) streiche 2.000,-- DM setze    4.000,-- DM

4. § 11 (1)

streiche 1.000,-- DM setze    2.000,-- DM

5. § 12 (3)

streiche   500,-- DM setze    1.000,-- DM

6. § 15 (3)

streiche   500,-- DM setze    1.000,-- DM

7. § 16 (3)

a) streiche   500,-- DM setze    1.000,-- DM



8. § 18 erhält folgende neue Fassung:





Mahngebühren, Nebenforderung und Vollstreckungskosten

(1) Über Stundung, Niederschlagung und Erlaß von Mahn​gebühren, Säumniszuschlägen und Vollstreckungskosten (Gebühren und auslagen) entscheidet

a) die Stadtkasse, wenn keine Entscheidung über den Hauptanspruch zu treffen ist, insbesondere wenn diese aufgrund von Erfüllung, Aufrechnung etc. erloschen ist,

b) das Fachamt, wenn eine Entscheidung über den Haupt​anspruch zu treffen ist.

(2) Bei Beträgen über 300,-- DM hat die Stadtkasse das Fachamt zu beteiligen. Das Fachamt hat die Stadtkasse nach § 16 GemKVO zu beteiligen.



9. § 19 wird wie folgt geändert und erweitert:




(1)




streiche 100.000,-- DM




setze    200.000,-- DM

(2)

a) streiche  5.000,-- DM setze    10.000,-- DM

(3)

a) streiche  2.000,-- DM setze     4.000,-- DM




Ferner wird § 19 um folgenden Absatz erweitert:

(5) Die Zuständigkeit der Stadtkasse nach § 18 bleibt unberührt.

10. § 20 (2) erhält folgende neue Fassung:

§ 20 (2) Der Kassenverwalter und sein Vertreter sind ermächtigt, öffentlich-rechtliche undd privatrechtliche Ansprüche zwischen 20,-- DM und 100,-- DM unbefristet niederzuschlagen, wenn feststeht,




a) daß die Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder

b) die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen.




Die anordnenden Stellen sind zu unterrichten.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff:  Satzung über die Erhebung einer             - Drs. 870 ​



Hundesteuer


Berichterstatter:  Bürgermeister Hochheim


Antrag:
Die beigefügte Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer



wird beschlossen.

Die Anlage zum Antrag ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten


Kurzniederschrift enthalten.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) stellt folgenden Alternativantrag:

"Die bisherige Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Erhebung einer



Hundesteuer wird neu beschlossen."


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt alternativ abstimmen.


Beschluß über den Alternativantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über die Drucksache 870:
Abgelehnt - mit Mehrheit






bei 3 Ja-Stimmen

Damit ist die Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer in der bisherigen Form beschlossen.

32. Betreff:  Beköstigung in den Altenheimen;             - Drs. 877 ​




überplanmäßige Ausgabe gem. § 82 GO


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von

47.500,-- DM bei der Haushaltsstelle 431.570 - Beköstigungs​mittel - wird gemäß § 82 (2) GO zugestimmt. Die Mehrausgabe

wird durch Mehreinnahmen bei den Heimpflegeentgelten 431.115 gedeckt.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

33. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der              - Drs. 886 ​




Haushaltsstelle 23.521-




Genehmigung einer Eilentscheidung




des Oberbürgermeisters


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Oberbürgermeisters vom 02.11.1990




wird genehmigt:

a) Bei der Haushaltsstelle 23.521 - Betriebsgerät, Inventar und andere Gebrauchsgegenstände - wird der sofortigen Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 15.000,-- DM zugestimmt.

b) Der Betrag wird gedeckt durch Minderausgaben in Höhe von 15.000,-- DM bei der Haushaltsstelle 24.521 - Betriebsgerät, Inventar und andere Gebrauchsgegenstände


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff:  Leistungen für Kinder und                   - Drs. 898 




​Jugendliche in Vollzeit- und




Sonderpflege ab 01.01.1991


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Das Pflegegeld wird ab 01.01.1991 gem. § 39 Abs. 6 KJHG um

anteilige Kindergeldbeträge, Kinderzuschläge und vergleichbare Rentenbestandteile gekürzt. Der sich durch diese Anrechnung ergebende Kürzungsbetrag wird zusätzlich zum bisherigen



Pflegegeldbetrag der jeweiligen Altersstufe geleistet.

Hierzu ist mit der Zusammenstellung Ergänzungsmaterial auf den Tisch gelegt worden.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff:  Tarife für Einrichtungen des                - Drs. 899 



Jugendamtes im Haushaltsjahr 1991


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Die nachfolgenden Tarife werden ab 01.01.1991 erhoben:



a) Leistungen der Stationären Jugendhilfe




(Unterabschnitt 4680)




Kinderhaus




Bettengeld                      136,30 DM täglich




Pflegesatz (+ 7,50 DM Essengeld)143,80 DM täglich

Kinder- und Jugendhilfsdienst




Pflegesatz                      211,95 DM täglich

b) Preise des Küchenbetriebes Hof Hammer




(Unterabschnitt 4682)

Vollverpflegung                   9,50 DM Mittagessen                       5,-- DM Frühstück                         1,95 DM Abendbrot                         2,55 DM




Abweichende Vereinbarungen sind zugelassen.



c) Miete für Wohngemeinschaften




(Unterabschnitt 4687)




Miete                           425,-- DM monatlich

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff:  Neufassung der Gebührensatzung für die      - Drs. 915 ​



öffentlichen Feuerwehren der Landeshaupt-

stadt Kiel vom 07.12.1970 in der Fassung der 8. Nachtragssatzung vom 18.12.1987


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Die Neufassung der Gebührensatzung für die öffentlichen

Feuerwehren der Landeshauptstadt Kiel vom 07.12.1970 in der Fassung der 8. Nachtragssatzung vom 18.12.1987 wird zum 01.01.1991 zugestimmt.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der              - Drs. 933 ​



Haushaltsstelle 475.035.987 -

Zuschuß für den Neubau des Kinder​tagesheimes Klausbrook


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Zugestimmt wird der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe

in Höhe von 304.000,-- DM im Haushaltsjahr 1990 bei der Haushaltsstelle 475.035.987 - Zuschuß für den Neubau des Kindertagesheimes Klausbrook.

Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen bei den Haushaltsstellen




4071.005.361  Vom Land                        35.000,-- DM

4071.008.367  Von Stiftung "Jugend in Kiel"





für die Gestaltung der





Außenfläche des Jugendtreffs





"Kiste"                         57.700,-- DM




700.000.351
Beiträge nach dem Kommunal-





abgabengesetz                  211.300,-- DM

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Ratsherr   W i t t   (CDU) zeigt sich überrascht über den Dringlichkeitsan​trag. Er fragt an, wann die Zusage des Landes zur Förderung bekannt war, so daß eine jetzige überplanmäßige Ausgabe nicht notwendig gewesen wäre.

Nach Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) bestand bis vor kurzem die Hoffnung auf zusätzliche Förderungsmittel von seiten des Landes. Weil diese ausblieben, sei jetzt nach Abstimmung mit dem Kämmerei- und Steueramt die Vorlage eingebracht worden.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff:  Einbau einer Sicherungsanlage               - Drs. 934 -




in der Sozialen Gruppe I,




Preetzer Str. 26




- außerplanmäßige Ausgabe gem.




§ 82 I (3) GO


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Bei der neu einzurichtenden HHSt. 4003.007.941 - Sicherungsanlage

für die Soziale Gruppe I - wird einer sofortigen außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 10.000,-- DM zugestimmt.




Die Ausgabe wird gedeckt durch

Mehreinnahmen bei der HHSt. 700.000.351 - Beiträge nach dem Kommunalabgabengesetz -.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

39. Kleine Anfragen 


a) Eingriff in ein Landschaftsschutzgebiet           - Drs. 885 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der F.D.P.-Ratsfraktion vor:            vor: Ich frage den Magistrat:



1. a) Welches Amt hat den Eingriff in die Orchideenwiese des Land-

schaftsschutzgebietes Düsternbrooker Gehölz unterhalb der Wehrbereichsverwaltung I an der Tirpitzmole zu verantworten?

b) Wurde die Baumaßnahmne vom Auftraggeber amtsintern, insbesondere mit der Unteren Landschaftspflegebehörde, abgestimmt?



2. a) Wenn ja, nach welchen Kriterien wurde die Genehmigung erteilt?

b) Wenn nicht, warum wurde das Umweltschutzamt übergangen.



3.

Welche Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen gemäß Landschaftspflege-





gesetz werden von der ULD gefordert?



Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.

Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder​schrift enthalten.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) zeigt sich verwundert über die Antwort. Wieso ist das Umweltschutzamt bei der Abstimmung der Arbeiten übergangen worden? Wie können solche Pannen zukünftig abgestellt werden? Auch die Bewertung der Schadenshöhe sei noch zu ungenau, ebenso wie die beabsich​tigten Ausgleichsmaßnahmen.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) bedauert die Schädigung der Orchi​deenwiese. Hier sei eine Panne passiert, für die er im Namen der Verwal​tung um Nachsicht und Entschuldigung bittet. Über die nach vorzunehmen​den Ausgleichsmaßnahmen werde er dem Fragesteller schriftlich antworten.



Kenntnis genommen.

b) Austausch PCB-haltiger Leuchtstofflampen           - Drs. 931 -



in öffentlichen Gebäuden



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:        vor:



1. In welchem Maße ist das Programm zum Austausch PCB-haltiger Leuchten

in städtischen Gebäuden fortgeschritten (bitte gegenüberstellen: Anzahl aller vorhandenen PCB-haltigen Leuchten in städtischen Gebäuden/Anzahl der bereits ausgetauschten PCB-haltigen Leuchten)?

2. In welchen städtischen Gebäuden (einschließlich Schulen etc.) ist mit dem Austausch von PCB-haltigen Leuchten noch nicht begonnen worden und in welchen städtischen Gebäuden ist der Austausch zwar begonnen, aber noch nicht zum Abschluß gebracht worden?

3. In welchem Zeitraum und mit welchen Finanzmitteln ist beabsichtigt, das Austauschprogramm so zum Abschluß zu bringen, daß sämtliche noch vorhandene PCB-haltige Leuchten entfernt werden?

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt.


Die Antwort liegt noch nicht vor.

Da nichts anderes beantragt worden ist, wird diese Kleine Anfrage schrift-


lich beantwortet.

40. Grosse Anfragen 


a) Auswirkungen des Abrüstungsprozesses auf die       - Drs. 630 -



wirtschaftliche und soziale Situation in Kiel



Hierzu liegt folgende Große Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:               vor:



1.  Situationsbeschreibung

1.1 Wieviele Personen sind von der Bundeswehr zur Zeit am Standort Kiel (I)   insgesamt



(II)  als Berufssoldaten

(III) als Soldaten insgesamt

(IV)  als zivile Mitarbeiter beschäftigt?

1.2 Wie verteilen sich diese Personen auf (I)   Heer

(II)  Marine (davon Marinearsenal) (III) Standortverwaltung etc.?

1.3 Wieviele der unter 1.2 genannten Personen haben ihren ständigen Wohnsitz in Kiel?

1.4   (a) Wieviel Wohnungen sind im Besitz des Bundes und dienen der Un​terbringung von Bundeswehrangehörigen und deren Familien außerhalb der Kasernen? 




(b) Wie verteilen sich diese Wohnungen auf das Kieler Stadtgebiet?

1.5   Wieviele zivile Ausbildungsplätze (aufgegliedert nach Berufen) hat die Bundeswehr am Standort Kiel in den letzten fünf Jahren angeboten?

1.6   (a) Welche Bedeutung hat die Rüstungsproduktion im bisherigen Um​fang für die Kieler Wirtschaft? Welche Wirtschaftszweige sind in beson​derem Maße an der Rüstungsproduktion beteiligt und wieviele Arbeitsplät​ze hängen dort von der Rüstungsproduktion ab? 




(b) Wie hoch ist in den letzten fünf Jahren das Investitionsvolu​men der Bundeswehr am Standort Kiel gewesen? Welcher Anteil entfiel da​von auf Kieler Unternehmen? 




(c) Wie hoch ist das jährliche Auftragsvolumen (inkl. Dienstlei​stungen, Verbrauchsgüter etc.) der Standortverwaltung für Unternehmen aus dem Kieler Raum? Wieviele Arbeitsplätze sind von diesen Aufträgen bislang schätzungsweise abhängig? Welche Entwicklung ist diesbezüglich in den letzten fünf Jahren festzustellen? 




(d) Wie hoch sind die Ausgaben der Bundeswehr für Strom, Wasser und Gas sowie Abwasser- und Müllentsorgung in den letzten 5 Jahren gewe​sen?

1.7   Welche Bedeutung hat die Bundeswehr für das Steueraufkommen bzw. die Steuerkraft der Stadt Kiel?

1.8   Welche Bauvorhaben sind von der Bundeswehr bis 1995 geplant? Wel​che davon sind gefährdet oder schon aufgegeben?

2.

Entwicklungsaussichten

2.1   Wie will der Magistrat eine unverzügliche Information durch die Bundeswehrführung über Strukturmaßnahmen sicherstellen, die den

Standort Kiel betreffen? Welche Kenntnisse über die im Zuge des Abrü​stungsprozesses geplante Bundeswehrreform und deren Auswirkungen auf den Standort Kiel liegen dem Magistrat bereits vor?

2.2 Wie schätzt der Magistrat die Wirkungen des Abrüstungsprozesses

auf   (a) den Umfang der in Kiel stationierten Bundeswehrteile und 




(b) den Umfang der in Kiel durchgeführten Rüstungsproduktion ein?

2.3   Welche Informationen hat der Magistrat über  




(a) einen Verbleib des Marinearsenals im bisherigen Umfang und am bisherigen Standort in Kiel; 

(b) die Beanspruchung von Hafenflächen im Bereich Tirpitzhafen/

Scheerhafen sowie zwischen Holtenau und Friedrichsort durch die Marine; 



(c) den Verbleib des MFG 5 in Holtenau; 



(d) den Verbleib der Feldjäger-Kaserne in Projensdorf? 

2.4
Inwiefern würden von dem Abrüstungsprozeß einzelne Stadtteile be-

sonders betroffen werden? Um welche handelt es sich dabei?

2.5
Welche Konsequenzen hätte die Aufgabe einer militärischen Nutzung

für Organisation und Betrieb des Flughafens Holtenau sowie die Finanzsi​tuation der Flughafengesellschaft?

3.
Chancen

3.1
Welche Liegenschaften der Bundeswehr könnten mittelfristig oder

langfristig 



a) für den Wohnungsbau



b) für Gewerbeansiedlungen



c) hafenwirtschaftliche



d) für kulturelle



e) für sozialpolitische Zwecke

genutzt werden?

3.2
Werden durch die zu erwartenden Strukturveränderungen bei der Bun-

deswehr in nennenswertem Umfang Wohnungen frei?

3.3
Welche alternativen Nutzungsmöglichkeiten sieht der Magistrat für

den Tirpitzhafen/Scheerhafen, das Flughafengelände, das Marinematerial​depot sowie das Gelände des Marinearsenals?

3.4
Inwiefern ließe sich der Tirpitzhafen/Scheerhafen verstärkt für

zivile hafenwirtschaftliche Zwecke nutzen? Welche landseitigen Konse​quenzen bzw. Voraussetzungen wären mit dem Ausbau von Hafenumschlagska​pazitäten in diesem Bereich verbunden?

3.5
In der Antwort des Magistrats auf die Kleine Anfrage der SPD vom

07.05.1990 wurde auf die Bereitschaft der OFD hingewiesen, die Flächen des Anschar-Krankenhauses der Stadt anzubieten. Welche Nutzungen kämen dafür in Betracht? Falls auch eine Wohnnutzung möglich erscheint: wie​viele Wohnungen könnten auf diesen Flächen entstehen? Müßten dafür die vorhandenen Gebäude abgerissen werden? Wann wäre mit einer Abtretung der Flächen an die Stadt frühestens zu rechnen?

3.7
Hinsichtlich welcher anderer Liegenschaft hat die OFD bereits

Veräußerungsabsichten erkennen lassen und zu welchen Liegenschaften lie​gen konkrete Verkaufsangebote vor? Welche dieser Flächen sind an den Bund im Zuge eines Enteignungsverfahrens gelangt? Was ist über Altlasten auf diesen Flächen bekannt?

3.8
Welche Möglichkeiten hat die Stadt, die Nutzungsverantwortung für

Schutzbauten (Bunker) übernehmen zu können? Für welche alternativen Zwecke ließen sich die Bunker im Stadtgebiet nutzen?

3.8
Inwieweit könnte die Stadt bei einer Ausgliederung von Bundeswehr-

teilen und Umwandlung in selbständige Wirtschaftseinheiten für zivile Märkte behilflich sein?

3.9
Inwieweit kann die Stadt hiesigen Unternehmen bei der Umstellung

auf die Produktion ziviler Güter behilflich sein?

4.
Koordination der Konversion

4.1
Zur Erörterung der Wirkungen des Abrüstungsprozesses ist auf Ver-

waltungsebene ein Arbeitsausschuß mit Vertretern der Bundeswehr gebildet worden. Wie setzt sich dieser Ausschuß zusammen? Wie häufig hat er bis​her getagt und zu welchen Ergebnissen hat die Arbeit geführt?

4.2   Welche Gremien dieser Art gibt es auf Landesebene? Wie wird die Koordination mit diesen Gremien sichergestellt?

4.3 Hält der Magistrat ein gesonderte Landes- und/oder Bundesförderung für solche Kommunen und Kreise für erforderlich, die von dem Abrüstungs​prozeß in besonderer Weise nachteilig betroffen sind? Wenn ja, wie soll​te ein derartiges Förderungsprogramm aussehen?

4.4   Hat sich der Magistrat in der Frage Truppenabbau/Rüstungskonver​sion um eine Unterstützung von Wissenschaftlern bzw. wissenschaftlichen Einrichtungen bemüht? Sind derartige Kontakte beabsichtigt? Ist dem Ma​gistrat bekannt, ob zu dem Themenkreis dieser Anfrage in bezug auf den Kieler Raum Forschungsvorhaben bereits durchgeführt werden oder geplant sind?




gez. Lutz Kühlmorgen




gez. Dr. Jens Haass

Stellv. Stadtrat Dr.   H a a s s   (SPD) erläutert die Anfrage. Besonders interessieren ihn die zivilen Nutzungsmöglichkeiten von Schutzbauten. Ins​gesamt seien konkrete Angaben notwendig für weitere Planungen aus hafen​wirtschaftlichen Gesichtspunkten.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) antwortet im Namen des Magi-


strats.

Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) äußert sich unzufrieden mit der Antwort des Wirtschaftsdezernenten. Politische Entscheidungen stünden noch aus. Die Vermutung liegt nahe, daß ein Großteil der Marineflieger von Holtenau nach Warnemünde verlegt werde.

Ratsherr Dr.   G r a n e r   (CDU) zeigt sich beeindruckt von den vorgeleg​ten Zahlen. Die Bundeswehr müsse Kiel erhalten bleiben, deshalb sei auch für ein gutes Klima zwischen der Stadt und Bundeswehr zu sorgen.


Kenntnis genommen.

41. Verschiedenes


Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Stadtpräsidentin             1. Schriftführer          2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                2. Stellv. Stadtpräsident
Schriftführer
 Schriftführer

Protokollführer        2. Stellv. Schriftführerin

